
Urschrift 
Arbeitsgericht Heilbronn 
Aktenzeichen: 3 Ca 315/21 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in der Rechtssache 

 

- Kläg. -

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH 
Gartenstraße 64, 74072 Heilbronn 

gegen 

- Bekl. -

Proz.-Bev.: 

hat das Arbeitsgericht Heilbronn - 3. Kammer - durch den Richter am Arbeitsgericht ..., d. 
ehrenamtlichen Richter ... und d. ehrenamtliche Richterin ... auf die mündliche Ver­handlung 
vom 03.02.2022 

für Recht erkannt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien weder durch die fristlose Kündigung der
Beklagten vom 06.10.2021 noch durch die ordentliche Kündigung der Beklagten vom 11.10.2021 be­
endet wird.

2. Die Beklagte wird verurteilt den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des Kündigungsschutzver­
fahrens als Produktionsmitarbeiter weiterzubeschäftigen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

4. Der Wert des Streitgegenstandes wird auf EUR 9.900,00 festgesetzt.
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Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Rechtswirksamkeit einer fristlosen und einer ordentlichen Kündi­

gung. 

Der Kläger ist am 23.10.1972 geboren, verheiratet und seiner Ehefrau und seinen drei Kindern 

zum Unterhalt verpflichtet. Bei der Beklagten ist er am 01.05.1999 als Produktionshelfer in die 

Abteilung Schweißerei eingetreten. Zuletzt verdiente der Kläger rund EUR 3.300,-- brutto. Die 

Beklagte ist ein Unternehmen mit ca. 140 Beschäftigten. Geschäftsbereich der Beklagten ist die 

Herstellung von Hebebühnen und Kompressoren. 

Das Arbeitsverhältnis wurde von der Beklagten aufgrund einer Auseinandersetzung des Klä­

gers mit dem Kollegen A. (im Folgenden Zeuge A) am 24.09.2021 gegen 9.40 Uhr am 

Arbeitsplatz des Klägers (Sandstrahlerei) gekündigt. Dem vorausgegangen war, dass der 

Kläger gegenüber beim Vorgesetzten bemängelt hatte, dass der Zeuge A seinen 

Transportwagen so abgestellt hatte, dass der Kläger in seiner Arbeit behindert wurde, worauf 

hin der Zeuge A vom Vorgesetzten aufgefordert wurde den Wagen zu beseitigen, was der Zeu­

ge A auch gemacht hat. Der genaue Ablauf der Auseinandersetzung ist streitig, wobei unstreitig 

ist, dass der Zeuge A vom Kläger am Kopf verletzt wurde mittels eines Flacheisen (40 cm lang, 

4 cm breit, 0,5 cm dick; Gewicht 600 g) und der Kläger eine Verletzung an der Lippe erlitten hat 

sowie dessen Schutzanzug (Maleranzug) beschädigt war. 

In der Vergangenheit ist es zwischen dem Kläger und dem Zeugen A zu lautstarken Auseinan­

dersetzungen im Betrieb gekommen. Außerbetrieblich ist es vor ca. 6 Jahren zu einer Ausei­

nandersetzung gekommen. Der Zeuge A hat damals den Kläger mit der Faust mit voller Wucht 

ins Gesicht und auf die Zähne geschlagen. Der Kläger war durch diesen Schlag auf die Zähne 

längere Zeit erkrankt. Darüber hinaus musste er aufgrund der gelockerten Zähne mehrere Jah­

re lang eine Gebissschiene tragen. 

Mit Schreiben vom 6.10.2021, dem Kläger am 6.10.2021 zugegangen, hat die beklagte Partei 

das Arbeitsverhältnis außerordentlich fristlos gekündigt. Mit weiterem Schreiben vom 

11.10.2021 erfolgte eine ordentliche Kündigung zum 30.6.2022. 
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Rechtsmittelbelehrung 

1. Gegen dieses Urteil kann d. Bekl. Berufung einlegen.
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Wird das Urteil nicht in dem Umfang angefochten, in dem d. Bekl. unterlegen ist, hängt die Zulässig­
keit der Berufung davon ab, dass der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt.

Die Einlegung der Berufung hat binnen eines Monats nach Zustellung dieses Urteils schriftlich oder
mittels elektronischen Dokuments nach § 46c ArbGG beim Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg
- Kammern Mannheim -, E 7, 21, 68159 Mannheim zu erfolgen. Die Berufungsschrift muss die Be­
zeichnung des Urteils, gegen das die Berufung gerichtet wird, sowie die Erklärung, dass gegen die­
ses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten. Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Beru­
fungsschrift erfolgt, binnen zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegenüber dem
Landesarbeitsgericht zu begründen.

Der Berufungskläger muss sich vor dem Landesarbeitsgericht durch einen bei einem deutschen Ge­
richt zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen, insbesondere muss die Berufungsschrift von ei­
nem solchen unterzeichnet oder bei Einreichung mittels elektronischen Dokuments nach § 46c Ar­
bGG autorisiert sein. 
An seine Stelle kann auch ein Vertreter eines Verbandes (Gewerkschaften, Arbeitgebervereinigun­
gen) oder eines Spitzenverbandes (Zusammenschlüsse solcher Verbände) treten, sofern er kraft 
Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt und die Partei Mitglied des Verbandes oder Spitzen­
verbandes ist. An die Stelle der vorgenannten Vertreter können auch Angestellte einer juristischen 
Person, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer dieser Organisationen stehen, tre­
ten, sofern die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung der Verbandsmitglieder entspre­
chend deren Satzung durchführt und der Verband für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. Ist die 
Partei Mitglied eines Verbandes oder Spitzenverbandes, kann sie sich auch durch einen Vertreter ei­
nes anderen Verbandes oder Angestellten einer der oben genannten juristischen Personen mit ver­

gleichbarer Ausrichtung vertreten lassen. 

Mit der Berufungsschrift soll das bei elektronischer Übermittlung erhaltene Original, ansonsten eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils vorgelegt werden. Die Geschäfts­
stelle des Landesarbeitsgerichts bittet, Schriftsätze in fünffacher Fertigung einzureichen. Dies gilt 
nicht bei Einreichung der Schriftsätze als elektronisches Dokument gemäß § 46c ArbGG. 

2. Für d. Kläg. ist gegen dieses Urteil ein Rechtsmittel nicht gegeben.

Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde 
oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Doku­
ment zu übermitteln. Ist dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermitt­
lung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatz­
einreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Do­
kument nachzureichen. Gleiches gilt für die nach dem ArbGG vertretungsberechtigten Personen, für die 
ein sicherer Übermittlungsweg nach § 46g Satz 2 ArbGG zur Verfügung steht. 

D. Vorsitzende:




